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Osterreich unterstützt den Fürsten-Vorschlag für Selbstbestimmungsrecht 
Aussenminister Dr. Alois Mock bezeichnet Vorschlag von Fürst Hans-Adam II. als eines der wichtigsten politischen Themen unserer Zeit - UNO-Menschenrechtskonferenz 1993 

(G.M.) — Der Vorschlag von Fürst 
Hans-Adam II. vor einem Jahr vor der 
UNO, eine Konvention über das Selbst
bestimmungsrecht der Völker zu schaf
fen, stösst anch in Österreich auf Reso
nanz. Aussenminister Dr. Alois Mock si
cherte dem Vorschlag die Unterstützung 
des Nachbarstaates zu und wies darauf 
hin, dass die UNO-Menschenrechtskon
ferenz im Juni 1993 in Wien eine weitere 
Gelegenheit gebe, um das Thema zur 
Behandlung zu bringen. 

I m  Mittelpunkt des Besuchs von Aus
senminister Dr. Alois Mock in unserem 
Land stand der  freundnachbarliche Ge
dankenaustausch über Europa- und In
tegrationsfragen sowie über die Proble
matik de r  Flüchtlinge aus dem ehemali
gen Jugoslawien. Obwohl Liechtenstein 
und Österreich vorerst nicht die gleichen 
Zielsetzungen in der  Integrationspolitik 
haben, ist ein allgemeiner Meinungsaus
tausch und möglicherweise auch eine 
Hilfeleistung oder  Unterstützung gegen
seitiger Art  im Integrationsprozess nach 
Auffassung von Aussenminister Mock 
durchaus möglich. 

Selbstbestimmungsrecht unterstützen 
In einem Gespräch mit dem VOLKS

BLATT sicherte Aussenminister Dr.  
Alois Mock dem Vorschlag von Fürst 
Hans-Adam II. über  das Selbstbestim
mungsrecht der  Völker die Unterstüt
zung Österreichs zu. Die Frage des 
Selbstbestimmungsrechtes, wie sie vom 
Landesfürsten vor einem Jahr vor der 
UNO-Vollversammlung aufgeworfen 
und an der diesjährigen Generalver
sammlung von Regierungschef Hans 
Brunhart mit. einem konkreten> Vor* 
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schlag zur Abhaltung eines Experten
treffens in unserem Land erweitert 
wurde, bezeichnete Aussenminister 
Mock als eines der  wichtigsten politi-

~-schßn*Ihemen der Gegenwart. E r  ver

wies insbesondere auf die Auswirkungen 
bei der  Verwirklichung dieses Vor
schlags. Die Stabilität im Osten Europas 
und,, in  Mitteleuropa hängt nach seinen 
Wö'rten in hohem Masse davon ab, wie 

weit das Selbstbestimmungsrecht 
Völker ausgestaltet werde. 

der 

Heikles Thema 
Aussenminister Mock unterstrich aber 

Ergänzender Bericht der Regierung an den Landtag - FBP-Fraktion hatte sich gegen eine Aufteilung in zwei Bau- und Kreditetappen ausgesprochen 

(G. M.) - Die Neugestaltung des Re
gierungsviertels in Vaduz mit dem Neu
bau des Landtagsgebäudes im Mittel
punkt wird auf 58,5 Millionen franken 
zu stehen kommen. Die Regierung hat 
dem Landtag einen neuen Kostenvoran
schlag für das gesamte Bauprojekt un
terbreitet, nachdem das Parlament im 
März die von der Regierung vorgenom
mene Aufteilung in zwei Bau- und auch 
zwei Kreditetappen abgelehnt hatte. 
Voraussichtlich wird sich der Landtag in 
seiner Sitzung vom 21J22. Oktober mit 
diesem Kreditantrag beschäftigen. 

«Das Projekt Regierungsviertel darf in 
Umfang und Bedeutung als Jahrhun
dertbauwerk unseres Staates bezeichnet 
werden», erklärte FBP-Sprecher Dr.  
Alois Ospelt in der  Landtagssitzung vom 
März. E r  sprach sich für die Verwirkli
chung des Projektes, dessen Gesamtko
sten von de r  Regierung damals mit rund 
63 Millionen Franken geschätzt worden 
waren, aus. Allerdings wandte e r  sich 
mit Nachdruck gegen die von der  Regie
rung vorgenommene Aufteilung des 
Projektes in zwei Kreditetappen, die den 
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Bauetappen des Grossprojektes mit 
Landtagsgebäude, Hangsicherung und 
Museumsbauten entsprechen. 

Neue Kostenzusammenstellung 
Nach längerer Diskussion folgte der  

Landtag d e r  Argumentation des FBP-
Sprechers, das Projekt als Einheit zu be
trachten und von der Regierung auch für 
die zweite Bauetappe eine detaillierte 
Kostenberechnung zu verlangen. Diese 
Berechnungen liegen nun vor - und sind 
trotz Einrechnung der Teuerung seit 
1990 etwas geringer als die bisherigen 
Schätzungen ausgefallen. Insgesamt 
rechnet die Regierung mit Baukosten 
von 58,5 Millionen Franken für das Ge
samtprojekt. Der  Neubau des Landtags
gebäudes wird mit 23,8 Millionen Fran
ken veranschlagt, die Hangfussbebau
ung als Verbindungsstück von Regie
rungsgebäude und künftigem Landtags
gebäude mit 10,6 Millionen Franken. 
Für die Sanierung und Erweiterung der  
Museumsbauten werden 7,8 Millionen 
Franken (3,9 Millionen für das Landes
museum und 3,9 Millionen für das Ver

weserhaus) in Aussicht genommen. Die 
ostseitige Museumserweiterung ist im 
neuen Voranschlag mit 8,7 Millionen 
Franken eingesetzt. Die restlichen Ko
sten betreffen die Hangsicherung und 
die Umgebungsgestaltung. 

Bauzeit 2lh Jahre für Landtagsgebäude 
D e r  ursprüngliche Zeitplan lässt sich 

mit den Zusatzprojektarbeiten nicht 
mehr einhalten, denn die Regierung 
rechnete bei ihrem ersten Antrag bereits 
im Frühjahr mit den Vorbereitungsarbei
ten wie Baugrubensicherung und Spezi-
alfündation, so dass mit den Baumeister
arbeiten für das Landtagsgebäude be
reits im Herbst 1993 begonnen werden 
könnte. Die Terminfestlegungen, erläu
tert die Regierung in ihrem neuen An
trag, seien vom Zeitpunkt des Landtags
beschlusses abhängig. Nach wie vor wird 
aber  mit einer Realisierungsphase von 
2'/: Jahren für das neue Landtagsge
bäude gerechnet. 

Bodentausch mit Fürst Hans-Adam II. 
U m  das Regierungsviertel realisieren 

zu können, ist ein Bodentausch mit der  
Fürst von Liechtenstein-Stiftung not
wendig, denn ein Stück des Hangareals 
ist im Besitz des Fürsten. In längeren 
Verhandlungen, erklärt die Regierung in 
ihrem ersten Bericht, wurde zwischen 
der Stiftung und der  Regierung ein Ver
trag ausgearbeitet, welcher den  «Interes
sen beider Seiten in bezug au f  künftige 
Bauvorhaben im Zentrum von Vaduz 
entspricht.» 

Die Fürst von Liechten-
stein-Stiftung beabsichtige, im Schloss
felsen in einer Kaverne Ausstellungs
räume für die Fürstlichen Sammlungen 
zu realisieren. Aufgrund dieser Aus
gangslage sei es für alle Beteiligten eine 
«zukunftorientierte Lösung», wenn ^ i n  
Tausch der beiden Areale vorgenommen 
werde, der auch die unterschiedliche Be
wertung de r  Grundflächen berücksich
tige, hält die Regierung fest. Neben den 
beantragten Krediten hat de r  Landtag 
auch diesen Vertrag zwischen der Fürst 
von Liechtenstein-Stiftung und de r  Re
gierung zu genehmigen. 
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Schweizer Transitvertrag mit EG abgestützt 
Ständerat setzt weiteres Signal Richtung Europa - Tatbeweis folgt noch 

auch, dass es sich bei der  Frage de r  
Selbstbestimmung um ein sehr heikles 
Thema handle, bei dem vor  allem hete
rogen zusammengesetzte Staaten sehr 
empfindlich reagierten. Dennoch wird 
Österreich den  Vorschlag des Landes
fürsten unterstützen. Nach Auffassung 
von Aussenminister Mock wird sich bei 
der UNO-Menschenrechtskonferenz im 
Juni "des kommenden Jahres in Wien die  
Gelegenheit ergeben, auf diese Thema
tik einzugehen. 

Theorie der Selbstbestimmung 
Fürst Hans-Adam II. hatte vor einem 

Jahr vor der  UNO-Vollversammlung er 
klärt, die meisten Staaten würden sich 
zur Theorie der  Selbstbestimmung be
kennen, so dass es möglich sein müsste, 
die Grundsätze der Selbstbestimmung in 
die Praxis umzusetzen. «Um für die  
grösstmögliche Zahl  von Mitgliedstaa
ten annehmbar zu sein», erklärte d e r  
Landesfürst, «sollten solche Richtlinien 
oder  Verhaltensregeln auf eine behut
same Evolution abstellen, die von einem 
niedrigen zu einem höheren Niveau d e r  
Autonomie voranschreiten könnte, 
bevor die vollständige Unabhänigigkeit 
erreicht werden kann.» E r  regte die Vor
untersuchung dieser Frage an, wobei 
nach seiner Auffassung das Endresultat 
dieser Bemühungen schliesslich ein 
Übereinkommen nach dem Muster d e r  
Europäischen Menschenrechtskonven
tion sein könnte. Über  Vorschlag von 
Regierungschef Hans Brunhart wird' im 
kommenden März in unserem Land eine 
Expertenkonferenz tagen, die aus allen 
UNO- Mitgliedstaaten zusammengesetzt 
ist. 

Schweizer franken 
steuert auf Rekordkurs 

Zürich (AP) D e r  Schweizer Franken 
hat am Mittwoch morgen Rekordkurs 
gesteuert. De r  amerikanische Dollar, 
das britische Pfund und die italienische 
Lira stürzten gegen die Schweizer 
Währung zeitweise auf neue historische 
Tiefstwerte. Auch die D-Mark kam 
gegen den Franken unter Druck. 

Der  US-Dollar wurde kurz vor Mittag 
in Zürich zu 1,2315 (Vorabend: 1,2490) 
Franken gehandelt, verglichen mit 
1,2280 Franken am Morgen. Zuvor war 
der Wert der US-Valuta an den asiati
schen Märkten bis auf 1,2185 Franken 
abgestürzt. Damit wurde d e r  bisherige 
Tiefstwert vom vergangenen 2. Septem
ber (1,2300 Franken) klar unterboten. 
Noch am vergangenen Montag abend 
hatte d e r  Dollar in Zürich 1,2770 Fran
ken gegolten. Zürcher Devisenhändler 
erwarteten, dass der  Markt in den kom
menden Tagen «weitere absolute Tiefst
werte des Dollars anschauen» werde. 

Der massive Kursrückgang des  
Dollars half dem Schweizer Franken 
auch gegenüber de r  D-Mark. 

Bern (AP) Der Ständerat hat ein wei
teres Signal Richtung Europa gesetzt 
und den Transitvertrag mit der E G  am 
Mittwoch oppositionslos mit 31 Stimmen 
gutgeheissen. Die Nagelprobe für die 
angestrebte Verlagerung des Transitver
kehrs von der Strasse auf die Schiene 
steht auch dem Parlament noch bevor. 

Die vom Volk am Wochenende deut
lich angenommene Neue Eisenbahn-Al
pentransversale (NEAT) ist das Kern
stück des Transitabkommens. Dank die
sem 14,9 Milliarden-Projekt gestand die 
Europäische Gemeinschaft (EG) der 
Schweiz die 28-Tonnen-Limite sowie das 
Sonntags- und Nachtfahrverbot für den 
Lastwagentransport zu, ohne Schweizer 
Camionneure zu diskriminieren. Sie dür
fen unbeschränkt mit 40-Tonnen-Last-

wagen im europäischen Binnenmarkt 
auffahren. Allerdings muss die Schweiz 
pro Tag hundert 40-Tönner mit eiligen 
und verderblichen Gütern durchlassen, 
sofern die Bahnkapazität ausgelastet ist 
und die Camions den neuesten Umwelt
schutznormen genügen. Das auf zwölf 
Jahre beschränkte Abommen will das 
Verursacherprinzip durchsetzen und 
jedem Verkehrsträger die effektiv verur
sachten Belastungen anrechnen. 

Bekenntnis zur effektiven 
Kostenbelastung 

Bundesrat Adolf Ogi konnte für das 
Abkommen Lob entgegennehmen. 
Kommissionspräsident Hans Danioth 
(CVP/UR) sprach gar von einem Frie-
densschluss in der  europäischen Ver

kehrspolitik. Mit der  NEAT habe die 
Schweiz ihren Tatbeweis angetreten, 
jetzt sei es an der  E G  sowie Italien und 
Deutschland, mit de r  Verlagerung des 
Transits auf  die Schiene ernst zu ma
chen. In die gleiche Kerbe hieben Ulrich 
Gadient (SVP/GR), Nikiaus Küchler 
(CVP/OW), Luregn Mathias Cavelty 
(CVP/GR), Gian-Reto Plattner (SP/BS) 
und Andreas I ten (FDP/ZG): Wenn die 
N E A T  nicht zu  einem finanziellen Des
aster werden solle, müssten dem Stras-
sentransport die effektiven Kosten über
wälzt werden. Eine weitergehende Sub
ventionierung de r  Bahn komme nicht in 
Frage. So müsse beispielsweise unver
züglich die n u r  15 Franken teure Tages
bewilligung für Lastwagen angehoben 
werden. 
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